




nanz in der politischen Führung auf Kosten der nationalen 
Mehrheit von Gastländern, eine Verzerrung der Kulturgrund¬ 
lagen in Europa, wie „im Westen“ überhaupt, oder politisch¬ 
wirtschaftlichen Imperialismus, - das waren und sind die 
Feinde. 

So haben wir jedenfalls in vielen Regionen erfolgreich mit 
etwa 800 anti-kommunistischen und gegen die Kriegshysterie 
ankämpfenden und sich für Frieden und Neutralität einset¬ 
zenden Organisationen mit beachtlichem Wirkungskreis 
freundschaftliche Beziehungen hergestellt und aufrechter¬ 
halten. Unter ihnen befanden sich das „American First Com¬ 
mittee“, die „American Legion“, die „Veterans of Foreign 
Wars“, die Polizei (soweit sich ihre Angehörigen außer Dienst 
befanden), anti-Mischlingsorganisationen der Farbigen und 
anderer Nichtarier sowie der Ku Klux Klan (mit gewissen 
Vorbehalten). Wir fanden sogar in einigen jüdischen Gruppen 
Verständnis, mit Ausnahme freilich aller jener, die sich zum 
„international organisierten Judentum“ und den „Ein-Welt- 
lern“ bekannten. Auch alle anti-christlichen Unternehmun¬ 
gen hatten nichts mit uns zu tun. 

Es gab jedoch mit ihnen keine organisatorischen Verflech¬ 
tungen. Z.B. hat der Ku Klux Klan von New Jersey 1940 um 
Erlaubnis gebeten, auf unserem Lager Nordland ein für Ame¬ 
rika zentrales Treffen zu veranstalten. Seine Vertreter sag¬ 
ten zu, sich als protestantische Organisation auf positive 
christliche Anschauungen zu beschränken und nichts zu un¬ 
ternehmen, was unsere katholischen Mitglieder brüskieren 
könnte. Ihre Opposition gegenüber dem Katholizismus sei 
politisch, nur bezugnehmend auf die Hierarchie der katholi¬ 
schen Kirche als internationale politische Macht. Keine Orga¬ 
nisation würde in New Jersey ein Lager oder einen Park 
besitzen, der für ihre Zwecke geeignet sei. Im übrigen seien 
sie auch nicht willens, ihnen ihr Jahrestreffen auf ihrem Ge¬ 
lände zu gestatten. Wir seien jedoch eine Organisation, die 
öffentlich verkündet, daß wir sie nicht diskriminieren. So 
hielten sie am 18. August 1940 vor einer Versammlung von 
etwa 15.000 Personen ihr Treffen in unserem Nordland-Lager 
ab, mit dem Ergebnis einer besseren gegenseitigen Verstän¬ 
digung und ohne jedwede negativen Zwischenfälle. 

Der Bund nahm an Paraden und nationalen Feiern zahlrei¬ 
cher anderer Organisationen teil und sandte auf Einladung 
Gastredner oder Delegationen. So wurde auch gegenüber Or¬ 
ganisationen der Farbigen verfahren, die sich für die Bele¬ 
bung der Monroe-Doktrin einsetzten (Nichteinmischung in 
fremde Streitigkeiten, Isolierung, Beschränkung auf die na¬ 
tionalen Belange der amerikanischen Staaten gemäß dem US- 
Präsidenten Monroe), wenn nicht gar für die Rückführung 
ihrer Leute nach Liberien oder in andere Heimstätten in 
Afrika. Gleichermaßen verhielten wir uns gegenüber ameri¬ 
kanischen Indianern, die sich bemühten, ihre alten Rechte 
zurückzuerhalten, oder gegenüber Flüchtlingsvereinigungen 
von Anti-Kommunisten von den inzwischen bolschewisierten 
baltischen oder anderen osteuropäischen Staaten. 

Hierbei ist zu beachten: Bei uns gab es niemals eine 
deutsch-amerikanische Allianz mit den Sowjets, wie sie die 


Roosevelt-Churchill-Gruppen spätestens seit Frühjahr 1939 
und dann in verstärktem Maße 1941 für sich angestrebt und 
durchgesetzt haben. 

Im Jahr 1941 war der „Roosevelt-Krieg“ in Europa längst 
im Gange, ehe er hier bei uns offiziell wurde. Roosevelt be¬ 
trachtete sich bekanntlich selbst als „Schmied der Werkzeu¬ 
ge für den Krieg“ (genauso hatte es auch einmal Stalin ausge¬ 
drückt), der alle seine Vorgänger, auch Churchill und Stalin 
in die Tasche stecken würde, sobald die europäischen Gegner 
vernichtet sein würden. 

Die Verfassungsgarantien wurden hier für uns, d.h. für 
alle, die mit F.D.R. nicht übereinstimmten, immer bedeu¬ 
tungsloser. Unsere Bankguthaben wurden eines Tages kur¬ 
zerhand vom Schatzministerium gesperrt. Man behauptete 
einfach, wir bekämen von den Achsenmächten Geld und wir 
hätten zu beweisen, daß dem nicht so sei. Daß die Beweislast 
gar nicht auf unserer Seite lag — das Gesetz verlangte, den 
Angeklagten solange für unschuldig anzusehen, solange seine 
Schuld nicht bewiesen ist —, blieb unbeachtet. Wir waren 
jedenfalls gezwungen, alle unsere Angelegenheiten mit Bar¬ 
geld abzuwickeln, was sich auf die Dauer als unmöglich er¬ 
wies. 

Organisierter Pöbel drohte öffentlich, die Gebäude unse¬ 
rer Lager in Brand zu stecken. So sahen sich die in die Enge 
getriebenen und eingeschüchterten lokalen Behördenleiter, 
weit davon entfernt, die Aufrührerischen einzusperren, genö¬ 
tigt, die betroffenen Lager für die Öffentlichkeit „zum Schutz 
für die Eigentümer“ zu schließen. 

So wurde z.B. das Lager Nordland, das auf Tausende von 
Besuchern zu jedem Wochenende angewiesen war, um seinen 
Erhaltungsaufwand zu finanzieren, unfähig gemacht, seine 
Steuern zu bezahlen. Es mußte daraufhin zu 20% seines Wer¬ 
tes versteigert werden. Mit analogen Methoden wurde das 
meiste Eigentum des Bundes gestohlen. Dies geschah zu 
einer Zeit, da 90% der amerikanischen Bevölkerung ohne je¬ 
den Zweifel immer noch jede Kriegsbeteiligung der USA ab¬ 
lehnten. 

Die Ansprache von Oberst Charles Lindbergh in Des Moi- 
nes, Iowa, faßte die Meinung der meisten Amerikaner zusam¬ 
men. Sein Mut und sein Anstand, diese Auffassung noch Jahr¬ 
zehnte später beibehalten zu haben, wie aus den »Wartime 
Journals« (1970) hervorgeht, sind des höchsten Respektes 
und Lobes wert. 

Im Dezember 1940 überfielen Agenten des Schatzministe¬ 
riums unsere nationalen Hauptquartiere, stießen den natio¬ 
nalen Rechtsberater zur Seite und karrten alles davon, was 
sie interessierte. Alles dies geschah ohne die geringsten Ge¬ 
setzesvoraussetzungen. Im Mai 1942 wurden gleichzeitig die 
Häuser von 26 Funktionären des Bundes gestürmt — ohne 
Rechtsverfügung jedweder Art - und die lächerlichsten Be¬ 
schlagnahmungen vorgenommen einschließlich Andenken- 
Fotografien aus dem Ersten Weltkrieg. 

In den verschiedenartigsten nachfolgenden Prozessen 
wurden jedoch nirgendwo der Bund oder einer ihrer Hilfsor¬ 
ganisationen beschuldigt, etwas Kriminelles unternommen 
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zu haben. Alle Anklagen richteten sich gegen Einzelperso¬ 
nen. Man warf ihnen verschiedene Arten der Konspiration 
vor. 

Den amerikanischen Konspirationsgesetzen zufolge ge¬ 
nügte für eine Verurteilung eine angebliche „Übereinstim¬ 
mung der Gesinnung“ („meeting of minds“) ohne dem Gericht 
nachgewesene gemeinsame Handlungen. 

Amerika rühmt sich -- so wie es regiert wird --, keine 
„politischen Gefangenen“ zu haben, wie dies sogar die UdSSR 
fertigbringt. Man habe halt nur kriminelle Häftlinge. Wer 
jedoch den Machthabern politisch unbequem und isolierungs¬ 
bedürftig erscheint, wird kurzerhand als Krimineller gebrand¬ 
markt und ins Gefängnis geworfen. Vor Gericht pflegt das 
FBI in solchen Fällen juristisch-dialektisch formulierte 
„N achweise“ vorzutragen, die als „annehmbar“ bzw. „glaub¬ 
haft“ eingestuft werden, gleichgültig, ob das FBI vorgebrach¬ 
te Unterlagen „legal“ von Mitarbeitern des Schatzministeri¬ 
ums erhalten oder es sich solche illegal verschafft hat. 

Als ein Beispiel, wie lokale Politiker Nutzen aus einer 
falschen Darstellung über den Bund gezogen haben, die von 
„Kräften“ vor und während des Krieges mit der Absicht in die 
Welt gesetzt wurden, ihnen nicht genehme Organisationen zu 
zerstören, sei die Erklärung des Justizministeri¬ 
ums des Staates Georgia vom Oktober 1946 erwähnt. 

Ihr zufolge soll „erwiesen“ gewesen sein, daß Ku 
Klux Klan mit dem Bund in den Jahren 1937 bis 1941 
zusammengearbeitet haben, um bereits vor dem 
Krieg religiösen und Rassenhaß zu schüren. 

Tatsache hingegen ist, daß der Bund zu keiner 
Zeit in Georgia irgendeine Verbandseinheit besaß 
und daher keine Funktionsträger hätte beauftragen 
können, über solche Themen überhaupt zu spre¬ 
chen oder in irgendeiner Weise zu handeln. Es hat 
sich stets als vorteilhaft erwiesen, einen Sünden¬ 
bock in einem Gebiet zu haben, in dem er über kei¬ 
nerlei Stimmen verfügt. Das einzige Beispiel einer 
„Zusammenarbeit“ mit dem Ku Klux Klan war die 
zuvor erwähnte Americanization Rally im Nordland¬ 
lager 1940. Was diese Georgia-“Liberalen“ „Anstif¬ 
tung zu religiösem und Rassenhaß“ bezeichneten, 
erwies sich als Verteidigung des Rechts auf Reli¬ 
gionsfreiheit und Rassenpflege bei gleichzeitiger Ab¬ 
lehnung religiöser Verunglimpfung und Rassenmi¬ 
schung. Letztere galt bei uns als Völkermord. 

Der eklatanteste Fall eines politischen Massen¬ 
prozesses ä la Sowjetunion war der sogenannnte 
„sedition“- („Aufwiegelungs-“) Prozeß in Washing¬ 
ton 1944, bei dem ich die Ehre hatte, als Angeklag¬ 
ter mitzuwirken. Dort w’aren 32 Personen ange¬ 
klagt, aufrührerisch mit den Achsenmächten kon¬ 
spiriert zu haben, weil die Angeklagten alle — eine 
„Gesinnungsgemeinschaft“ (a „meeting of minds“) 

— als Gegner des Bolschewismus bekannt waren, 
obgleich die Angeklagten sich noch nicht einmal 
gekannt hatten. Der Ankläger w r ar - um das min¬ 


deste zu sagen -- ein renommierter Anhänger des Kommu¬ 
nismus (0. John Rogge). Später avancierte er zum juristi¬ 
schen Berichterstatter für (oder über?) das Tito-Regime in 
Jugoslawien. Der Richter w'ar zum US-Distrikt-Gericht im 
District Columbia berufen worden, um bei diesem besonde¬ 
ren Prozeß präsidieren zu können. Der Fall wurde schließ¬ 
lich im Jahr 1946 von seinem Nachfolger niedergeschlagen. 

Ich bin unglücklicherweise noch nicht in der Lage, Pri- 
mär-Quellen vorzulegen, Kopien der Veröffentlichungen des 
Bundes, Tonaufnahmen der im Madison Square Garden ge¬ 
haltenen Reden oder dergl., weil solches Material, das ich 
besessen hatte und über das die nationalen Hauptquartiere in 
ihren Archiven verfügten, von Beauftragten der Regierung 
im Jahr 1941 gestohlen (das ist das richtige Wort!) und nie¬ 
mals zurückgegeben worden war. 

Die Hölle, mit deren Qualen eine Milliarde Menschen über¬ 
all in der Welt von den „demokratischen Befreiern“ um 1945 
überzogen worden waren, sollte alle Verleumder des Bundes 
zum Nachdenken darüber veranlassen, w T er sich für eine tap¬ 
fere, gesunde Zukunft der weißen Rasse und ihre westliche 
Kultur wie auch für andere Rassen und Kulturen eingesetzt 
hat. 



Thirty Defendants Werc in Pcril foc More Than Four Yearsl 
Altho the Government Could Not Prove Its Charge«; a ‘Trav-I 
csty on Justice,* Said Judge in FinaJIy Dismtssing the Action I 

’S INFAMOUS ‘SEDITION’ CASE 



Am 3. Januar 1944 fügten O. John Rogge und 
seine Verbündeten im Justizministerium im grollen 
Aufwiegelungsprozen 8 neue Namen hinzu, wäh¬ 
rend sie 12 Angeklagte entliehen. Unter den Entlas¬ 
senen befand sich der ehemalige amerikanische Di¬ 
plomat Ralph Townsend von San Francisco und Was¬ 
hington, D.C. (rechts im Bild). Townsend hatte die 
Roosevelt-Administration wütend gemacht durch sei¬ 
ne Opposition gegen die anti-Japan-Politik in sei¬ 
nem Buch »Wege, die dunkel sind«. Obgleich er frei 
wurde, blieb er finanziell ruiniert. 
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Von Ralph Townsend 

aus The Barnes Review, Washington, März/April 2000 S. 55 ff 

Aufwiegelung damals und heute 

Ein Offizier des amerikanischen Auslandsdienstes, der von der Roosevelt-Verwaltung an Hand von 
hochstilisierten „Aufwiegelungs“-Vorhaltungen angeklagt wurde, berichtet von seinem Leidensweg, 
den er der Amok-laufenden Regierung verdankte. 


Betrachtet man die Mäßigung der Washingtoner Regie¬ 
rung, mit der sie den aufrührerischen Mob der Vietnam- 
kriegs-Gegner behandelt hat, der mit Plünderungen, Mas- 
sen-Brandstiftungen und öffentlichen Beifallsbekundungen 
für die feindlichen Truppen in den Städten der USA, wüstes 
Chaos hinterlassend, randalierte, so mag verständlich sein, 
daß die gegenwärtige Generation in Amerika kaum vermu¬ 
ten kann, daß Personen von einer gleichartigen Washingto¬ 
ner Regierung in den Jahren um 1940 wegen .Aufwiegelung“ 
angeklagt und für Jahre ins Gefängnis geworfen worden wa¬ 
ren — mit an den Haaren herbeigezogenen Beschuldigungen. 

Damals jedoch herrschten ganz andere Verhältnisse. Roo- 
sevelts Regime klagte nach dem japanischen Überfall auf 
Pearl Harbor rachsüchtig amerikanische Bürger allein we¬ 
gen Meinungen an, von denen die meisten vor jenem 7. Dezem¬ 
ber 1941, also noch in Friedenszeiten, geäußert worden waren. 

... ln den meisten Fällen war das Vorbringen der behaup¬ 
teten Vergehen eine ausgesprochene Verletzung der verfas¬ 
sungsmäßig garantierten Rechte durch die verantwortlichen 
Männer im Weißen Haus und im Außenministerium. Mit we¬ 
nigen Ausnahmen handelte es sich um Meinungen, die nur 
zeitweilig geäußert worden waren. In keiner einzigen der von 
der Anklage vorgetragenen „Aufwiegelungs“-Zitate gab es 
jedoch einen Ausdruck oder eine Redewendung, derzufolge 
ein patriotischer und intelligenter Amerikaner vernünftiger¬ 
weise ein kriminelles oder den Feind begünstigendes Delikt 
hätte konstruieren können. 

Spezifische Beispiele aus dem Text der Anklage machen 
dies deutlich. Man greife die Anklage vom 21. Juli 1942, von 
der 28 Personen als Angeklagte erfaßt waren, heraus. Für 
jeden Angeklagten zitierte der Washingtoner Staatsanwalt, 
was seiner Auffassung nach als schärfste aufrührerische Äu¬ 
ßerung einzuschätzen sei. 

In meinem Fall zitierte er einen einzigen Absatz eines 
Zeitschriften-Artikels, den ich im Juli 1941 geschrieben hatte 
— Monate vor Pearl Harbor. Der Titel dieses Artikels lautete: 
„Die Technik des politischen Umschwungs der öffentlichen 
Berichterstattung" („The Technique of Publicity Reversal“). 
In ihm war beschrieben worden, wie skrupellos die öffentli¬ 
chen Meinungsmacher in der Madison Avenue und sonstwo in 
der Politik vielfach genau das Gegenteil der Realität in den 
Publikationsorganen darstellen, um die Öffentlichkeit zu täu¬ 
schen. Der Artikel erschien in der konservativen Monats¬ 
schrift »Scribner’s Commentator« zu einer Zeit, da sich 
Amerika offiziell im Frieden befand. 

Nachfolgend der einzige „offenkundige Akt“, der von der 
Anklage als „Beweis“ für die strafwürdige „Aufwiegelungs“- 


Handlung vorgetragen wurde: 

„Aber die Briten stehen mit ihrem Talent für publizistische 
Verdrehung von Tatsachen nicht hintan. Mit einem Fünftel der 
Weltbevölkerung, die unter ihrer militärischen Herrschaft steht, 
geben sie vor, für die Befreiung der Unterdrückten zu kämpfen. 
Gegenwärtig kämpfen sie für den Sieg der blutigsten Diktatur, 
die es jemals in der Geschichte der Menschheit gegeben hat — 
Sowjetrußland. Dabei posaunen sie mit ihren Mikrophonen 
den lauschenden Amerikanern ihr abgrundtiefes Entsetzen vor 
den Diktaturen ins Ohr. “ 

So ist er zitiert im Abschnitt XLIX der Massenanklage 
vom 21. Juli 1942. Für das bloße Schreiben dieses Absatzes 
forderte der Staatsanwalt für mich 10 Jahre Gefängnis. In 
Ergänzung hierzu konstruierte der Staatsanwalt mit dem 
Hinweis darauf, daß andere meinen Artikel gelesen hätten, 
auch noch eine „Verschwörung“, obgleich weder ich von ihnen 
jemals etwas gehört habe, noch sie von mir. So wurde gegen 
jeden der 28 Angeklagten verfahren. Wenn also Bürger A, B 
+ C Bücher in derselben Buchhandlung gekauft haben wie 
Bürger D, so hätten sie sich alle gleichermaßen der „Konspi¬ 
ration“ schuldig gemacht. 

Nirgendwo kann ich in meinen Ausführungen irgendeine 
Befürwortung von Gewalt finden. Der sich auf alle Angeklag¬ 
te beziehende Vorwurf unterstellte eine „Unterminierung der 
Loyalität der amerikanischen Truppen“. Nur die abnormsten 
Geister konnten aus den als „Beweis“ vorgelegten Äußerun¬ 
gen eine solche Absicht folgern. 

Auch folgendes Zitat aus der Anklage vom 21. Juli 1942 — 
Abschnitt L — ist typisch: „Wir schlagen vor: 

Alle Amerikaner sind sich darüber einig, auf die Be¬ 
herrschung anderer Völker - ganz gleich welcher Nation - 
zu verzichten. 

Daß sie sich einig darüber werden, den gegenwärtigen 
ruinösen Konflikt so schnell wie möglich zu beenden. “ 

Mit dieser Aussage versuchte der Staatsanwalt eine 20- 
jährige Gefängnisstrafe für den Verfasser zu rechtfertigen. 

Nachdem die etablierten Verleger keine Buchmanuskrip¬ 
te mehr annahmen, die sich für Amerikas Neutralität einsetz¬ 
ten, publizierte ich über dieses Thema verkürzte Paperback- 
Ausgaben. Der Verkauf einiger dieser Taschenbücher nahezu 
3 Jahre vor Pearl Harbor durch ein japanisches Handels- und 
Informationskomitee war für den Washingtoner Strafverfol¬ 
ger ~ nach Pearl Harbor - „der Beweis einer fremden 
Agentur“ dafür, daß ich dort als „ausländischer Agent“ regi¬ 
striert sei. Da ich versäumt hätte, meine Eigenschaft als 
„ausländischer Agent“ anzugeben - was mir völlig neu war 
~, wurde ich entsprechend angeklagt mit der zusätzlichen 
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Nuance der „Konspiration“. Der Verkauf wurde als „Handel 
mit dem Feind“ gebrandmarkt. Mit dieser willkürlichen For- 
mulierung wurden meine Vermögenswerte beschlagnahmt 
und damit meine kärglichen Reserven, die ich für meine Ver¬ 
teidigung benötigte. Roosevelts eigenen damaligen Reden 
zufolge befand sich Amerika 1939 im Frieden und hatte zur 
Zeit dieser Verkäufe keine Feinde. 

Als die Beauftragten des Justizministeriums bei meinem 
Haus am See Geneva, Wisconsin, an jenem Morgen im Jahr 
1942 auftauchten, um mich zu verhaften, durchsuchten sie 
gleichzeitig das ganze Haus. Ich führte sie durch die Räume, 
hatte ich doch nichts zu verbergen. Plötzlich tönte einer der 
FBI-Männer vom Speisezimmer, er habe „eine militärische 
Karte“ gefunden. Er hielt ein Exemplar der »Chicago Tribü¬ 
ne« vom Tag zuvor in der Hand, auf der das deutsch-russi¬ 
sche Kriegsgebiet zu sehen war. Ich sagte, er könne gewiß 
200.000 weiterer solcher Stücke in den Mülleimern von Chi¬ 
cago finden, handelte es sich doch um eine reguläre Ausgabe 
dieser Zeitung. 

„Ganz egal“ sagte der FBI-Mann, „Sie geben jedenfalls zu, 
daß es eine militärische Karte ist“. Dabei waren diese Leute 
keineswegs aggressiv, eher sogar geschäftsmäßig. Doch dies 
w r ar die Atmosphäre, in der sie sich bewegten und dachten, 
programmiert von Presse und Rundfunk. 

Weitere Beispiele von „Aufwiegelung“, entnommen der 
Massenanklage vom 21. Juli 1942, Abschnitt LXI: 

„Da gibt es unmißverständlichen Arger in Washington 
darüber, weshalb unsere Jungens an der Front nicht los- 
srhießev. 


Abschnitt XLII: „Eine wahre nationale Verteidigung 
bedeutet nicht, bedeutete niemals und kann nicht bedeuten, 
daß Amerikas erste Verteidigungslinie in Europa , Asien, 
Afrika, oder sonstwo anders als an den Grenzen der Verei¬ 
nigten Staaten liegt.“ 

Die geforderte Strafe für das Schreiben eines jeden der 
genannten Absätze betrug 20 Jahre Gefängnis. 

Wahrscheinlich w r ar die Mehrzahl der Angeklagten im 
Massen-“Aufwiegelungs-Prozeß“ in gewissem Grade anti-jü¬ 
disch eingestellt. 

Die Verfasser der nachfolgenden Passagen sind zwar nicht 
genannt, doch sind ihre Zitate repräsentativ für das, was in 
der Anklage von 1942 als typisch für zum Ausdruck gebrach¬ 
ten Rassenhaß angesehen wurde: 

Abschnitt VII: „Ein ehrenhafter und gerechter Friede 
könnte schnell erreicht werden, stünden nicht die Kommu¬ 
nisten und das Internationale Judentum dagegen. “ 

Abschnitt XII: „Wenn die Achsenmächte vernichtet sind, 
wirdganz Europa und Asien nach kommunistischer Mach¬ 
art regiert, werden. “ 

Alle drei Massen-“Aufwiegelungs“-Anklagen waren in den 
Grundzügen gleichartig. Die Anschuldigungen gegen die er¬ 
sten 28 Angeklagten wurden in den nachfolgenden Prozessen 
noch ausgeweitet. In der 3. Anklageversion vom 3.1.1944 wur¬ 
de einiges wieder gestrichen. Die Schwerpunkte jeder dieser 
Anklagen waren: Ablehnung des Kommunismus, Hinweise 
auf den Einfluß der Juden, Zweifel an der Aufrichtigkeit der 
alliierten Kriegsziele und die Propagierung der Neutralität 
für die USA. Derlei Aussagen wurden 
dahingehend interpretiert, als seien sie 
erfolgt, um die amerikanischen Trup¬ 
pen zur Illoyalität gegenüber der Re¬ 
gierung aufzuhetzen. Was den letzten, 
alle Angeklagten betreffenden Haupt¬ 
vorwurf anbetrifft, so war er — sow'eit 
ich erkennen konnte — mit keinem ein¬ 
zigen der hierfür in der Anklage heran¬ 
gezogenen Zitate zu belegen. 

Als ich eingewendet hatte, daß die 
zitierten Taten in Friedenszeit began¬ 
gen wurden waren, erhielt ich vom Rich¬ 
ter Rogge zur Antwort, Amerika hätte 
sich zu jener Zeit in einem unerklärten 
Krieg befunden, w'as die Anwendung von 
Kriegsmaßnahmen rechtfertige.... 

In zwei Punkten — und offenbar nur 
an diesen beiden -- gab es Einmütigkeit: 
Alle Angeklagten waren Anti-Kommu¬ 
nisten und alle favorisierten die Frie¬ 
densbemühungen innerhalb des Rah¬ 
mens praktischer Sicherheit. Anti-Rot 
und für den Frieden, — kaum ein ande¬ 
res anstößiges Verhalten konnte in Was¬ 
hington zu Beginn der 40er Jahre ärger¬ 
licher sein. Das anstößigste Wort für 
alle w r ar „Friede“. 



"Hs ist auch zu einem großen Prozeß gegen Amerikaner gekommen, gegen den Kreis um einen 
gewissen Father Coughlin und Angehörige von America First. Ihnen wurde vorgeworfen, in 
Amerika eine ähnliche hochverräterische Tätigkeit auszuüben versucht zu haben, wie sie 1931 
-32 in Deutschland ausgeübt worden war. Der Tatbestand lautet, daß in diesem Prozeß, in dem 
ich als Sachverständiger auftrat und einem Kreuzverhör von S Stunden ausgesetzt war, kolossal 
viel aus dem Völkischen Beobachter zitiert wurde. 

Ein weiterer Zeuge war hier und anderswo Hermann Rauschning, der frühere Senatsprä¬ 
sident von Danzig, der viele Gespräche mit Hitler über dessen zukünftige Pläne geführt oder 
mitangehört hatte, Vorläufer der Themen, die später auf dem Obersalzberg immer und immer 
wieder erörtert wurden: Der Drang nach Osten, die Eroberung der Welt geradezu. 

Das hat man Rauschning zunächst gar nicht geglaubt, man hielt das, was er erzählte, 
geradezu für phantastisch.... Er mußte geschützt werden.... Aber er wurde so bedrängt, daß es 
ihm tatsächlich schwer fiel, im Kreuzverhör zu antworten." 

Roberl Kempner, "Ankläger einer Epoche -- Lebenserinnerungen", Frankfurt/M - Berlin 1983, 
S. 153 - 154. — Vgl. Fußnote 7: "Hermann Rauschning hat mit Hitler besrtenfalls 2 x "Heil mein Führer" 
gesprochen — niemals allein und ausführlich." 
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Der große „Aufwiegelungs“-ProzeJ3 1944 in Washington 

Politische Motivation 


Wer glaubte, eine „Demokratie“ sei eine Staatsform, in der 
jeder Bürger „gleich“ ist, da er ein Stimmrecht wie jeder 
andere habe, ist ein „Kindskopf“: Das Mitbestimmungs- und 
Gestaltungsrecht des Bürgers hängt von seiner wirtschaftli¬ 
chen und politischen Stellung ab. Je größer der „demokrati¬ 
sche“ Staat ist — die USA beherrschten im 20. Jahrhundert 
weit mehr als einen gewaltigen Kontinent! — und je älter seine 
gewachsenen Strukturen sind, desto weniger haben die ein¬ 
zelnen Bürger eine Einflußmöglichkeit auf die Innen- und 
Außenpolitik einer solchen „Demokratie“. Erweist es sich 
doch im Zeitalter der modernen Technik, daß die Eigentümer 
der Rohstoffe, der technischen Instrumente, der Industrien, 
die Verfügungsberechtigten über die öffentliche Verwaltung 
und Finanzen, schließlich die Justiz sowie die politischen Ent¬ 
scheidungsträger in jeder wie immer gearteten „Demokra¬ 
tie“ gewaltige Machtkonzentrationen verkörpern, die mit den 
ihnen zumeist gefügigen politischen Entscheidungsträgern 
die gesamte zugehörige Bevölkerung monopolartig beherr¬ 
schen. 

Über das Ausmaß der gegenseitigen Abhängigkeiten gibt 
es je nach Verfassungsnormen, Ausbildung und Zielrichtung 
von politischen Einflußgruppen (Lobbies) Unterschiede, -- an 
der Vielfalt der Variationsmöglichkeiten zur Handhabe staat¬ 
licher Instrumente auch gegen Recht und Gesetz gibt es 
jedoch keinen Zweifel. 

Franklin Delano Roosevelt (FDR) war kein Souverän im 
eigenen Land, sondern ein durch Kinderlähmung behinder¬ 
ter, von Hintergrundkräften Geschobener, der jedoch wußte, 
wofür er Rückendeckung erhielt und daher auftreten konnte, 
als sei er derjenige, der die Richtlinien der Politik bestimme. 
Ein typischer Ausspruch von ihm sei in Erinnerung gerufen 
nach dem Bericht von Nahum Goldmann, dem langjährigen 
Leiter des Jüdischen Weltkongresses: 

„Das Auto hielt vor der Terrasse, und bei unserem An¬ 
blick sagte Roosevelt: »Sieh da, Rosenman, Stephen Wise 
und Nahum Goldmann bei einer Diskussion! Macht nur 
weiter, Sam wird mir Montag sagen, was ich zu tun habe.« 
Sein Wagen fuhr an, und Roosevelt ließ ihn noch einmal 
halten, um uns zuzurufen: »Könnt Ihr Euch vorstellen, was 
Goebbels dafür gäbe, ein Foto dieser Szene zu bekommen: 
Der Präsident der Vereinigten Staaten empfängt Verhal¬ 
tensmaßregeln von den drei Weisen von Zion «.“ 2) 

Roosevelt tat alles, um „die Amerikaner“ mit List und 
Tücke, mit Lüge und Verleumdungen in einen Weltkrieg zu 
verstricken, bei dem es nicht um die Abwehr einer Bedrohung 
der USA ging — diese stand nie an --, sondern um imperialisti- 

2) Nahum Goldmann, „Das jüdische Paradox“ S. 211, (vergl. Historische 

Tatsachen Nr. 5, S. 40). 


sehe Machtausweitung. Er betrieb sie mit verlogenen Schlag¬ 
wort-Parolen von den „aggressiven Diktaturen“,, die er un¬ 
entwegt gegen Deutschland, Italien und Japan schleuderte, 
bei gleichzeitiger Verherrlichung der „friedliebenden und hu- 
manitäts-verpflichteten“ Staaten. So beschrieb er seine Posi¬ 
tion, aber auch die der Sowjetunion, die in Wirklichkeit der am 
meisten menschenverachtende und mörderischste Staat der 
Weltgeschichte war. Daß ihm dieses Verfahren beim Umgang 
mit „seinen“ Amerikanern gelungen ist, weist die Geschichte 
nach. 

F.D.R. war zwar dem Buchstaben nach „kein Diktator“, 
doch handelte er als „Einzeltäter“ wie ein Diktator, der sich 
auf willfährige Kräfte seines „brain trustes“ und im übrigen 
auf ein gewaltiges Heer von abhängigen „Mitläufern“ stützen 
konnte. Er brauchte nur noch die Intelligenten in der Bevöl¬ 
kerung auszuschalten, die mit ihren unabhängigen Publika¬ 
tionen fähig schienen, seiner Politik und Wiederwahl im No¬ 
vember 1944 wirksam Widerstand entgegenzusetzen. An die 
„großen“ Isolationisten, die eine Beschränkung der USA auf 
ihre Grenzen forderten, wie Charles Lindbergh, Senator Ro¬ 
bert Taft usw., wagte er sich nicht heran. Wahrscheinlich 
waren sie auch als Alibifiguren für seinen „Demokratie-Nach¬ 
weis gleichgültig, weil sie über keine Publikationsorgane ver¬ 
fügten. 

Er nahm sich vor, gegen die „kleinen“ Publizisten „gene¬ 
ralpräventiv“ vorzugehen. Seine Mittel: Ein neues, vom Kon¬ 
greß verabschiedetes Gesetz (sog. Smith Act) vom 28.6.1940. 
Es erklärte den Versuch eines Untergrabens der Loyalität 
der US-Streitkräfte sowie Herstellen und Verbreiten von 
Druckschriften zwecks Aufforderung zum Ungehorsam in¬ 
nerhalb der Streitkräfte für strafwürdig bis zu 10 Jahren 
Gefängnis. Von seinem Bundesgenossen Josef Stalin hatte er 
die „Kunst der Schauprozesse“ erlernt. --Nebenbei gesagt: 

„Von 19kl -19U5 hat der Kongreß täglich ca 152 Direkti¬ 
ven des Präsidenten mit Gesetzeskraft ausgestattet. “ 3) S I69 

So konnten beliebige Strafverfahren mit den zusätzlichen 
„Ermessensspielräumen“ für Staatsanwaltschaft und Rich¬ 
ter eingeleitet werden. Am besten seien Massen-Schaupro- 
zesse, garantieren sie doch einen gewaltigen Aufwand an zu 
erwartendem Presseecho, so daß niemand mehr wagt, sich 
mit ähnlichem Gedankengut, sprich Widerstand gegen seine 
Politik, zu identifizieren. 

Und so geschah es dann mit der Massenanklage vom 
21.7.1942 gegen 28 Angeklagte in Washington (der vorange¬ 
stellte Artikel von Ralph Townsend berichtete davon), einer 

3) Lawrence Dennis / Maximilian St. George, „A Trial on Trial -- The great 
Sedition Trial of 1944“, Washington 1946, neu aufgelegt 1984 in 
Torrance/California. — Der vorliegende Artikel komprimiert die Fak¬ 
tendarlegungen dieses Buches. 
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